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Vorurteile und deren Hintergründe 
Diskriminierungen und Gewalt gegen Lesben und Schwule sind in dieser Gesellschaft struktu-
rell verankert. Strukturelle Gewalt drückt sich gesamtgesellschaftlich betrachtet in den sozia-
len Ungerechtigkeiten aus, die Angehörige bestimmter Bevölkerungsgruppen an der Entfal-
tung ihrer potenziellen Entwicklungsmöglichkeiten hindern (Galtung 1975). Diskriminierun-
gen und Gewalt gegen Lesben, Schwule, Bisexuelle und Transgender spielen eine wichtige 
Rolle in der Etablierung, Manifestierung und Perpetuierung der bestehenden heterosexistisch 
und patriarchal geprägten Machtverhältnisse (Faulseit et al. 2001) und werden durch gesell-
schaftspolitische Faktoren aufrechterhalten und befördert. Diskriminierungen und Gewalt 
gegen Lesben und Schwule stellen dementsprechend weniger einen Normbruch dar, sondern 
dienen vielmehr der Verlängerung einer Norm, nach der die Markierung von als „schwach“ 
oder „nicht-normal“ konstruierten Bevölkerungsgruppen als angreifbar systementsprechend 
ist (vergl. hierzu Hagemann-White 1992). 

Vorurteile strukturieren die Welt derjenigen, die Ausgrenzungen anderer Menschen damit 
rechtfertigen möchten. Obwohl sich die Inhalte vorurteilsbehafteter Einstellungen recht gut 
anhand empirischer Daten widerlegen lassen, erweisen sich Vorurteile, insbesondere dann, 
wenn sie von erwachsenen statushohen Personen vertreten werden, als relativ änderungsresis-
tent, da durch Vorurteile vertraute Herrschaftsverhältnisse und Privilegierungsstrukturen ab-
gesichert werden.  Vorurteile werden deshalb von vielen Menschen, die an Privilegierungen 
partizipieren möchten, bereitwillig aufgenommen und reproduziert.  
Vorurteile bieten den intellektuellen Boden für Diskriminierungen und Gewalt gegen Lesben 
und Schwulen. Durch die Stigmatisierung als „nicht normal“ wird Lesben und Schwulen von 
der Gesellschaft die Funktion zugeschrieben, heterosexuelle Menschen in ihrer vermeintli-
chen „Normalität“ zu bestätigen. Die Figur der lesbischen Frau oder des schwulen Mannes hat 
in dieser Gesellschaft damit die Funktion, als Feindbild für etwas herzuhalten, was andere 
Personen weder sich selbst, noch ihren Mitmenschen zugestehen wollen (Knoll et al. 1997). 
Vorurteile gegen lesbische Frauen und schwule Männer dienen ihren TrägerInnen dazu, die 
eigene Identität und die ihrer Bezugspersonen abzusichern, indem sie eine klare Grenze zie-
hen zwischen der eigenen Gruppenzugehörigkeit und den „Anderen“ ziehen. Die Konstrukti-
on von Lesben und Schwulen als „die Anderen“ führt auch dazu, dass die meisten Bundes-
bürgerInnen nach wie vor davon ausgehen, nur wenige Lesben und Schwule persönlich zu 
kennen und ihnen auch nicht zu begegnen (Oppermann 1999). Somit erfüllen die gesellschaft-
lichen Konstruktionen von „Lesben“, „Schwulen“ und „Bisexuellen“ auch soziale 
Kontrollfunktionen (Broido 1999). 
Lesben und Schwule stellen bereits durch ihre Existenz die herrschenden Konzepte über Ge-
schlechterrollen, heteropatriarchale Normen und Werte und die daraus abgeleiteten Privile-
gien in Frage. So verweigern sich lesbische Frauen der heteropatriarchalen Ideologie, nach 
der Frauen Männern unterlegen sind und Frauen nur in Verbindung und in wirtschaftlicher, 
materieller, rechtlicher und emotionaler Abhängigkeit von Männern eine Geltungsberechti-
gung haben sollen (Amnesty International 1999, S. 30). Lesben bringen damit diejenigen 
männlichen Identitätsbildungsprozesse ins Wanken, für die eine Abwertung von Frauen kon-
stitutionell ist. Bochow (2005) geht davon aus, dass Frauen-, Fremden- und Schwulenfeind-
lichkeit auf den gleichen chauvinistischen und machistischen Normen und Orientierungen 
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basieren. Vor diesem gesellschaftlichen Hintergrund dienen Diskriminierungen und Gewalt 
gegen Lesben und Schwule auch einer Sicherung der gesellschaftlichen Positionierung und 
Privilegierung der AngreiferInnen.  

Geschichte, Kultur, Bildungssystem und Politik sind durch heterosexistische Normen mitge-
prägt. Die Wahl eines lesbischen, schwulen oder bisexuellen Lebensentwurfes wird von den 
zentralen gesellschaftsstabilisierenden Instanzen (Familie, Bildungsinstitutionen etc.) zu ver-
hindern gesucht, indem bereits Kindern als zukünftige Lebens- und Beziehungsform aus-
schließlich die Heterosexualität nahe gebracht wird (vergl. Schulze 2000, S. 17). Martin 
(2009) dokumentiert, wie z.B. viele Mütter schon Kleinkindern unterstellen, dass diese sich 
später ausschließlich heterosexuell entwickeln. Insbesondere evangelikale und fundamental-
christliche Eltern versuchen durch gezielte Erziehungsmaßnahmen, Homosexualität bei ihren 
Kindern zu verhindern (Martin, 2009). 
Durch die deutsche Geschichte zieht sich eine Tradition der Abwertung und Ausgrenzung von 
Menschen, die nicht der herrschenden binären Geschlechternorm entsprechen. Lesbische 
Frauen wurden verachtet und pathologisiert, vor allem aber wurde ihre Existenz beharrlich 
verschwiegen, während schwule Männer u. a. mittels staatlicher Gewalt verfolgt wurden. 
Das Nationalsozialistische Regime richtete seine Vernichtungspolitik auch gegen schwule 
Männer. 1935 wurde unter der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft der antischwule § 175 
im Strafgesetzbuch verschärft. Von da ab genügten bereits eine Umarmung oder ein „wollüs-
tiger“ Blick unter Männern für eine Verhaftung. Unter dem NS-Regime wurden etwa 50.000 
Männer wegen ihrer Homosexualität verurteilt, mehr als 10.000 kamen mit der Kennzeich-
nung „Rosa Winkel“ ins Konzentrationslager. Ungefähr zwei Drittel von ihnen wurden er-
mordet oder starben an Entkräftung und Krankheiten. In der nach dem Krieg gegründeten 
Bundesrepublik blieb der Paragraph 175 in der nationalsozialistischen Fassung erhalten. 
Schwule wurden weiterhin auf der Grundlage dieses Paragraphen verfolgt. Bis zur Reform 
des Paragraphen 175 im Jahr 1969 verurteilten bundesdeutsche Gerichte erneut fast 60.000 
Männer auf der Basis dieses Unrechtsinstruments (Hoffschildt 2002). 

Der § 175 wurde erst 1994 gestrichen. Schwule Opfer des Nationalsozialismus mussten lange 
darum kämpfen, bis sie  als solche anerkannt wurden. Rechtes Gedankengut taucht heute wie-
der bei Tätern antischwuler und antilesbischer Gewalt auf. 
Heute gehören in den Schulen antischwule Titulierungen zu den am häufigsten gebrauchten 
Beschimpfungen. Lehrkräfte sehen sich häufig außerstande zu intervenieren, weil sie befürch-
ten, dann selbst als „Lesbe“ oder „Schwuler“ im Gedächtnis von SchülerInnen und KollegIn-
nen hängen zu bleiben. Fast 30% der Lehrkräfte lachen mit, wenn in der Schule Schwulenwit-
ze erzählt werden (Biechele, Reisbeck & Keupp 2000). Eine 1997 in Großbritannien durchge-
führte Studie ergab, dass über 80% der befragten LehrerInnen bereits etwas von antihomose-
xuellen Beschimpfungen und 26% von antihomosexuellen Angriffen mitbekommen hatten. 
Die AutorInnen der Studie kamen zu dem Ergebnis, dass homophobe Handlungen von Lehre-
rInnen als „natürliche“ und „Routine-Aktivitäten“ bei der Entwicklung männlicher Jugendli-
cher konstruiert werden (ILGA 2000), gegen die sie es nicht für nötig erachten zu intervenie-
ren. 

Vielen Jugendlichen fehlen die Ansprechpersonen zum Thema: so reagiert nicht einmal die 
Hälfte der Eltern „tolerant“, wenn das Thema Homosexualität zu Hause zur Sprache kommt. 
Nur 1/3 bis 1/4 der Mädchen kann mit FreundInnen darüber sprechen (Schupp 1996). Die 
Jungen haben noch weniger Möglichkeiten, zu Hause mit Eltern oder Geschwistern über das 
Thema zu reden. 
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Die Bilder und Informationen über Lesben, Schwule und Bisexuelle, die gegenwärtig von den 
mainstream-Medien zur Verfügung gestellt werden, tragen nicht hinreichend zur Aufklärung 
bei, da sie vielfach von Klischees und Vorurteilen geprägt sind. 

Die katholische Kirche droht offen und legal damit, homosexuellen MitarbeiterInnen, die das 
Rechtsinstitut der eingetragenen Lebenspartnerschaft in Anspruch nehmen wollen, zu kündi-
gen (Krämer & Feddersen 2002). Im Sommer 2005 wurde in Frankfurt der iranische Staats-
bürger Andre Aragoli in Kassel in Abschiebehaft genommen, obwohl ihm im Falle einer Ab-
schiebung in den Iran dort aufgrund seiner schwulen Identität die Todesstrafe gedroht hätte. 
Homosexualität ist erst seit 1992 keine Diagnose in der „Internationalen Klassifikation psy-
chischer Störungen“ (ICD) der Weltgesundheitsorganisation (WHO) mehr (Rimmler 1997). 
In Beschimpfungen gegen Lesben und Schwule in der Öffentlichkeit („Das ist ja krank!“), in 
den Versuchen von Angehörigen, lesbische und schwule Jugendliche einer „heilsamen“ Psy-
chotherapie zuzuführen, in den Konversionsbemühungen von Organisationen wie „Living 
Waters“ oder „Wüstenstrom“ und in den Diskriminierungen durch Angehörige des Gesund-
heitssystems (vergl. Wolf 2004 und den Artikel zu „Konversionsbehandlungen auf dieser site) 
dauern die Pathologisierungen jedoch noch an. Durch das im August 2001 in Kraft getretene 
Lebenspartnerschaftsgesetz (LPartG) wurden lesbischen und schwulen Paaren, die eine einge-
tragene Lebenspartnerschaft eingingen, zwar einige Rechte in Bezug auf Adoption eines Kin-
des der Partners/ der Partnerin und auch in Erbschaftsangelegenheiten gewährt, trotzdem stellt 
das LPartG ein Sondergesetz dar, welches lesbische und schwule Lebenspartnerschaften im 
Vergleich zu heterosexuellen Ehen diskriminiert (vergl. site des LSVD zur rechtlichen Situa-
tion). Das nach langem Sträuben endlich auf Druck der EU in Deutschland 2006 in Kraft ge-
tretene „Allgemeine Gleichstellungsgesetz“ (AGG, oft auch „Antidiskriminierungsgesetz“ 
genannt) soll zwar vor Diskriminierungen aufgrund von u. a. ethnischer Herkunft, Geschlecht, 
Behinderung, Religion und Weltanschauung im Geschäftsverkehr schützen, spart aber gezielt 
Bereiche aus, in denen Diskriminierungen von lesbischen und schwulen ArbeitnehmerInnen 
stattfinden (z.B. kirchliche Arbeitsplätze).  

 
Studien zur Gewalt gegen Lesben 
Lesben, Schwule und Bisexuelle sind im Vergleich zu heterosexuellen Menschen überpropor-
tional häufig von Gewalt betroffen (vergl. hierzu z.B. Balsam, Beauchaine & Rothblum 
2005). 
Nach einer 1999 von der Berliner Senatsverwaltung publizierten Fragebogenuntersuchung 
haben drei Viertel von 106 befragten jungen lesbischen Frauen und Mädchen schon einmal 
negative Reaktionen auf ihre sexuelle Identität erlebt. Dabei handelt es sich insbesondere um 
Beschimpfungen und Kontaktabbruch. Jede zehnte junge Lesbe war schon körperlich ange-
griffen worden. Viele waren mit Nicht-Wahrnehmung, Nicht-ernst-genommen-werden und 
Gleichgültigkeit ihnen gegenüber konfrontiert worden. Als sehr belastend wurde von den be-
fragten Lesben auch die „Schein-Akzeptanz“ genannt, mit der Personen ihnen gegenüber den 
Anschein einer „toleranten” und sozialen Einstellung zu erwecken suchen. Scheintolerante 
Einstellungen tragen jedoch tatsächlich eher zur Kaschierung und Verfestigung der Diskrimi-
nierung lesbischer Lebensweisen bei. Die befragten jungen Lesben berichten außerdem von 
störenden Blicken und Tuscheleien, vom Ausschluss aus ihrer Bezugsgruppe und sexualisier-
ten und anderen Belästigungen (Senatsverwaltung 1999). 

Bereits die Fragebogenuntersuchung von Reinberg und Roßbach aus dem Jahr 1985 ergab, 
dass 16% der 372 befragten Lesben körperlich angegriffen worden waren, während 70% ver-
bale Angriffe erleben mussten (Reinberg & Roßbach 1995). Diskriminierungserfahrungen 
hatten die von Reinberg und Roßbach befragten lesbischen Frauen in allen untersuchten Le-
bensbereichen gemacht: in der Öffentlichkeit, innerhalb der (Herkunfts-) Familie, im Freun-
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dInnen- und Bekanntenkreis, in der Schule/Universität, im medizinischen/therapeutischen 
Bereich, am Arbeitsplatz und im Wohnbereich. In allen Bereichen waren einigen der befrag-
ten lesbischen Frauen von Männern Angebote, Aufforderungen und Druck zu heterosexuellen 
Handlungen gemacht worden. Mehr als die Hälfte der befragten Lesben waren in der Familie, 
rund drei Viertel in der Öffentlichkeit diskriminiert worden. Reinberg und Roßbach sprechen 
aufgrund ihrer Untersuchungsergebnisse von einen System von Diskriminierungen, das die 
Funktion hat, Lesbischsein nicht als positive Lebensmöglichkeit wahrnehmbar werden zu 
lassen: 
 

„Dadurch, dass keine Bereiche ausgelassen sind, keine Freiräume vorgesehen sind 
oder geduldet werden, wird eine Selbstverständlichkeit geschaffen, die Diskrimi-
nierungen geradezu als ‘natürlich’ erscheinen lässt und keine Ansatzpunkte für 
Infragestellungen bietet. So werden die Diskriminierungen in jedem einzelnen Be-
reich durch die Diskriminierungen in den anderen Bereichen gerechtfertigt; sie 
werden schon deshalb ‘rechtmäßig’, weil es ja überall so ist. Durch alle Bereiche 
läßt sich verfolgen, dass das System der Lesbendiskriminierung nach zwei Strate-
gien verläuft; einerseits werden Lesben und Lesbischsein totgeschwiegen, d.h., es 
wird auf verschiedenen Wegen die Auseinandersetzung mit dem Lesbischsein 
verweigert, andererseits wird aggressiv reagiert, lesbische Frauen werden be-
schimpft, verächtlich gemacht, bedroht, angegriffen usw.“  
(Reinberg & Roßbach 1995, S. 147) 

 
In ihrer umfangreichen Studie zur Gewalt gegen Lesben haben Stein-Hilbers et al. (1999) 757 
lesbische Frauen mittels eines Fragebogens bundesweit nach ihren Diskriminierungs- und 
Gewalterfahrungen befragt. Ergänzt wurde die Studie durch fünf qualitative Interviews. 98% 
der befragten Lesben hatten mehrfach verbale Herabwürdigungen und Ausgrenzungen erlebt. 
Jede dritte Befragte war explizit beleidigt, beschimpft, angepöbelt oder mit anzüglichen Be-
merkungen konfrontiert worden. 44% berichteten von sexuellen Übergriffen und Belästigun-
gen. Jede vierte der befragten Lesben hatte körperliche Attacken, Bedrohungen oder Sachbe-
schädigungen erlebt. Fast jede zehnte Lesbe war bereits wiederholt körperlich angegriffen, 
gestoßen oder angerempelt worden (Stein-Hilbers et al. 1999). 

In einer weiteren Fragebogenuntersuchung von Ohms (2000) im Bundesland Hessen haben 
78% der 87 befragten lesbischen und bisexuellen Frauen angegeben, bereits selbst lesben-
feindliche Angriffe erlebt zu haben. TäterInnen antilesbischer Gewalt waren nach den Befun-
den dieser Untersuchung zu 80% Männer, 15% der männlichen Täter waren zum Tatzeitpunkt 
in Begleitung einer Frau gewesen. 58% der Täter waren den befragten lesbischen Frauen un-
bekannt, bei 13% der Täter handelte es sich um Nachbarn, 10% der Täter stammten aus dem 
Bekanntenkreis der befragten lesbischen Frauen, bei 5% der Täter handelte es sich um den 
ehemaligen Ehemann. Die Gewalt gegen die befragten Frauen war in 3% der Fälle von der 
ehemaligen Partnerin und in einem Prozent der Fälle von der aktuellen Partnerin ausgegangen 
(Ohms 2000). 
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Der Gewaltprozess 
Bei der Analyse von Prozessen der Gewaltentstehung müssen sowohl die Motive der Täter, 
als auch Gruppenprozesse, Reaktionen von „bystandern“ (Personen, die ZeugInnen der Ge-
walt werden, aber nicht eingreifen) und Einflüsse der gesellschaftspolitischen Umwelt beach-
tet werden. Die Entstehungsbedingungen antilesbischer und antischwuler Gewalt sind viel-
schichtig.  
Negative Einstellungen gegenüber Lesben und Schwulen können von gewaltbereiten Perso-
nen als Rechtfertigung für Angriffe gegen Lesben und Schwule  benutzt werden (Rey 1997). 
Personen, die Lesben und Schwule als „unnormal“, „krank“, „pervers“ etc. beschimpfen, sen-
ken damit auch soziale Hemmschwellen vor einer Gewaltausübung und machen Tätern anti-
lesbischer und antischwuler Gewalt deutlich, dass sie deren Handlungen unterstützen (vergl. 
Gamper & Willems 2006). Lesben- und schwulenfeindliche Einstellungen werden von denje-
nigen, die sie vertreten, in kognitive Konzepte eingebunden und hängen mit anderen Über-
zeugungen zusammen. So geben homosexuellenfeindlich eingestellte Personen an, häufiger 
die Kirche zu besuchen, einer konservativen (christlich) religiösen oder autoritären Ideologie 
anzuhängen und sie verfügen über relativ restriktive Einstellungen zur Sexualität (Herek 
1984). Bei einem Teil der Täter antilesbischer oder antischwuler Gewalt lassen sich auch 
rechtsradikale Einstellungen feststellen (Lesbenberatung 1994). Speziell lesbenfeindliche Ein-
stellungen hängen bei Männern eng mit sexistischen Einstellungen zusammen (Calmbach & 
Rauchfleisch 1999). 
Nach Gruskin (1999) lässt sich homosexuellenfeindliche Gewalt instrumental betrachten. 
Gewalt soll für die TäterInnen bestimmte Ziele erfüllen. Da körperliche Gewalt gegen Lesben 
und Schwule zum überwiegenden Teil von Männern ausgeübt wird, spreche ich im Folgenden 
von Tätern. So können Angriffe gegen lesbische Frauen und schwule Männer für die Täter der 
Machtdemonstration, der Statusverbesserung und damit der Erhöhung eines fragilen Selbst-
wertgefühls dienen. Psychodynamische Erklärungsversuche antilesbischer und antischwuler 
Gewalt konzentrieren sich auf das Bestreben lesben- und schwulenfeindlich motivierter Täter 
unakzeptierte Aspekte der eigenen Persönlichkeit und Sexualität nach außen zu projizieren 
und anschließend Lesben und Schwule stellvertretend zu bekämpfen (Adams 1996). 

Im gesamtgesellschaftlichen Kontext dienen die Täter antihomosexueller Diskriminierung 
und Gewalt dem gesellschaftlichen Ziel, Lesben und Schwule zum Verstecken ihrer Identität 
und zum Rückzug aus dem öffentlichen Bereich zu zwingen. Personen, die selbst nicht les-
bisch oder schwul sind, sollen durch antihomosexuelle Gewalt und Diskriminierung davon 
abgehalten werden, sich mit Schwulen und Lesben zu solidarisieren. Individuelle und gesell-
schaftliche Folgen von antilesbischen und antischwulen Diskriminierungen und Gewalt treten 
in Wechselwirkung. Täter können lesben- und schwulenfeindliche Gewalt durch homophob 
geprägte Normen rechtfertigen und davon ausgehen, dass die Wahrscheinlichkeit von Sankti-
onen gering ist (Ohms & Müller 2001). Tatsächlich intervenieren gesellschaftliche Instanzen 
(wie Bildungsinstitutionen, Legislative und Exekutive) bei homosexuellenfeindlicher Gewalt 
nicht hinreichend. 
Dementsprechend zeigen lesbische Frauen und schwule Männer gegen sie verübte Angriffe 
oft deshalb nicht an, weil ihr Vertrauen in die Strafverfolgungsbehörden durch ihr Wissen 
über die verbreitete Homosexuellenfeindlichkeit innerhalb dieser Institutionen beeinträchtigt 
ist (Stein-Hilbers et al.1999, S. 45). 

Trotz ihrer gravierenden Auswirkungen wird antilesbische und antischwule Gewalt in der 
Öffentlichkeit als gesellschaftliches Problem kaum thematisiert. EntscheidungsträgerInnen 
innerhalb gesellschaftlich relevanten Sozialisationsinstanzen verweigern sich weitgehend ei-
ner Ursachenanalyse und Prävention von lesben- und schwulenfeindlichen Diskriminierungen 
und Gewalt. Vielmehr dulden und befördern sie Übergriffe, indem sie sich auch selbst an der 
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Konstruktion von Vorurteilen beteiligen. Hiermit schließt sich der Kreis von der Produktion 
von Stigmatisierungsprozessen zur Gewalt, die dann wiederum mit einer Stigmatisierung der 
Gewaltbetroffenen beantwortet wird.  

 
Fazit 
Antilesbische und antischwule Stigmatisierungs- und Gewaltprozesse werden nicht „von sel-
ber“ in einer Gesellschaft, die sich immer liberaler gibt, verschwinden, weil viele Personen 
ein Interesse am Weiterbestehen der Stigmatisierung „Anderer“ haben. Um Veränderungspro-
zesse anzustoßen und in Gang zu halten, sind aktiv vorangetriebene, mit ausreichenden Res-
sourcen ausgestattete Initiativen zum Abbau von Diskriminierungen und Gewalt entschei-
dend.  
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